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GLEICHER ZUGANG ZUM RECHT
(Menschen-)Rechtlicher Anspruch und Wirklichkeit

Michael Wrase · Leonie Thies · Johanna Behr · Tim Stegemann 

Im demokratischen Rechtsstaat wird die „Herr-
schaft des Rechts“, wie sie etwa in Artikel 20 Ab-
satz 3 des Grundgesetzes normiert ist, durch eine 
funktionsfähige, unabhängige und unparteilich 
arbeitende Justiz gesichert. Die Gerichte müs-
sen für die Bürger:innen effektiv zugänglich sein 
und ihre Entscheidungen in einem fairen Verfah-
ren, diskriminierungsfrei sowie in angemesse-
ner Zeit treffen. 01 Im internationalen, aber auch 
im europäischen Vergleich kann Deutschland als 
ein besonders „klagefreudiges“ Land gelten. 02 So 
sind im Jahr 2018 bei allen erstinstanzlich täti-
gen Gerichten etwa 3,7  Millionen neue Verfah-
ren anhängig gemacht worden. 03 Der sogenannte 
„Justizgewährleistungsanspruch“ stellt damit ein 
Kernelement rechtsstaatlicher Gewährleistungen 
dar. 04 Die Bundesrepublik verfügt über ein weit 
ausgebautes und durch die verschiedenen Fach-
gerichtsbarkeiten (Zivil-, Straf-, Verwaltungs-, 
Arbeits-, Sozial- und Finanzgerichtsbarkeit) be-
sonders ausdifferenziertes Justizsystem. Die Zahl 
der Richter:innen hat sich seit einigen Jahren 
bundesweit bei etwa 21 000 eingependelt. Die Ju-
dikative ist damit in Deutschland zumindest per-
sonell vergleichsweise stark ausgestattet. 05 

Auch wenn die bundesdeutsche Justiz im eu-
ropäischen Vergleich (und auch international) ho-
hes Ansehen genießt, 06 erstaunt es, wie wenig em-
pirisch gesichertes Wissen über die Gerichte und 
ihre Anrufung durch Bürger:innen existiert. 07 Die 
offiziellen Justizstatistiken weisen vor allem die 
Verfahrensarten, die betroffenen Rechtsgebiete, 
die Anzahl der Klagen und die erledigten Fälle an 
den verschiedenen Gerichtsarten aus. Wenig wis-
sen wir dagegen über den tatsächlichen Zugang 
zum Recht. Welche (Rechts-)Streitigkeiten wer-
den von wem vor Gericht gebracht – und welche 
nicht? Hat wirklich jede:r Bürger:in einen effek-
tiven Zugang zum Recht – oder gibt es ökono-
mische und strukturelle Barrieren bei der Inan-
spruchnahme der Rechtsinstitutionen? Bei diesen 
Fragen handelt es nicht nur um ein rechtssozio-

logisch interessantes Forschungsfeld, dessen em-
pirische Erkundung – quantitativ und qualita-
tiv – weitergehende Einblicke in die tatsächliche 
Funktionsweise von Recht und Justiz in unserer 
Gesellschaft verspricht (dem law in action im Ge-
gensatz zum law on the books). 08 Es geht auch um 
die Verwirklichung einer zentralen grund- und 
menschenrechtlichen Garantie, die im internatio-
nalen, europäischen und nationalen Recht veran-
kert ist. 

In unserem Beitrag stellen wir zunächst die 
(menschen-)rechtlichen Gewährleistungen ei-
nes gleichen Zugangs zum Recht dar, worauf ein 
Überblick der bestehenden internationalen For-
schung zum tatsächlichen Rechtszugang folgt. 
Anschließend betrachten wir einige Konzepte 
und konzeptuelle Leerstellen, die im Fokus unse-
res Forschungsinteresses stehen.

RECHT AUF ZUGANG  
ZUM RECHT

Zwar findet sich der Terminus „Zugang zum 
Recht“, im Englischen: „Access to Justice“, aus-
drücklich nur in einigen jüngeren Menschen-
rechtskatalogen, wie etwa in Artikel 13 der UN-
Behindertenrechtskonvention und in Artikel  47 
Satz  3 der Europäischen Grundrechtecharta. Er 
wird aber als zentrale Gewährleistung des in-
ternationalen Menschenrechtsschutzes und der 
Rechtsstaatlichkeit (Rule of Law) vorausgesetzt. 09 
Grund- und Menschenrechte sind nur dann ver-
wirklicht, wenn sie im Falle ihrer Verletzung vor 
einer unabhängigen Rechtsinstanz effektiv einge-
klagt und durchgesetzt werden können. Die Eu-
ropäische Menschenrechtskonvention (EMRK) 
enthält in Artikel 13 eine entsprechende Garan-
tie und statuiert in Artikel 6 das Recht auf ein fai-
res Verfahren, aus dem sich grundlegende Verfah-
rensrechte und -prinzipien ableiten lassen. 10 Auf 
internationaler Ebene findet sich eine entspre-
chende Gewährleistung in Artikel  14 des Inter-
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nationalen Pakts über bürgerliche und politische 
Rechte (IPbpR). 

Im Kern geht es um den Anspruch auf eine 
verfahrensgerechte, diskriminierungsfreie und 
materiell richtige Entscheidung. 11 Diese muss 
nicht notwendigerweise über die Einschaltung 
von Gerichten oder Justizorganen im engeren 
Sinn ergehen; auch andere Institutionen wie Be-
schwerdestellen, Schiedsgerichte oder Einrich-
tungen der alternativen Streitbeilegung können 
den Zugang zum Recht in diesem Sinne effektiv1234567 
gewährleisten. 12

Eine entsprechende Garantie effektiven 
Rechtsschutzes enthält auf Ebene des nationalen 
Verfassungsrechts Art. 19 Abs. 4 GG bei Verlet-
zung von subjektiven Rechten durch die „öffent-
liche Gewalt“. Für die Zivil- und Arbeitsgerichts-
barkeit hat das Bundesverfassungsgericht aus dem 
Rechtsstaatsprinzip eine entsprechende Garantie 
als „Justizgewährleistungsanspruch“ abgeleitet. 13

Jedoch setzen die genannten Gewährleistun-
gen zum größten Teil erst dann ein, wenn die Ge-
richte von Bürger:innen in Anspruch genommen, 
das heißt Anträge gestellt und damit Verfahren 
eingeleitet werden. Das Vorfeld einer formellen 

01	 Vgl. hierzu auch Art. 6 Abs. 1 der Europäischen Men-
schenrechtskonvention (EMRK) und Beate Rudolf, Rechte haben 
– Recht bekommen. Das Menschenrecht auf Zugang zum Recht, 
Berlin 2014.
02	 Vgl. Erhard Blankenburg, Mobilisierung des Rechts, Berlin 
u. a. 1995, S. 95 ff.
03	 Eigene Berechnung auf der Grundlage von Bundesamt 
für Justiz, Statistiken der Rechtspflege, Geschäftsbelastungen 
(Gerichte und Staatsanwaltschaften), www.bundesjustizamt.de/
DE/Themen/Buergerdienste/Justizstatistik/Justizstatistik_node.
04	 Vgl. Matthias Kötter, Besserer Zugang zum Recht (Access to 
Justice) durch staatliche Anerkennung informeller Justizsysteme?, 
SFB-Governance Working Paper Series Nr. 74, Berlin 2018, 
S. 5 f.; Valesca Lima/Miriam Gomez, Access to Justice: Promoting 
the Legal System as a Human Right, in: Walter Leal Filho et al. 
(Hrsg.), Peace, Justice and Strong Institutions, Encyclopedia of 
the UN Sustainable Development Goals, Cham 2021, DOI: 
10.1007/​978-​3-​319-​95960-​3_​1. 
05	 Im westeuropäischen Vergleich liegt Deutschland bei der 
Anzahl der Richter:innenstellen pro Einwohner deutlich an 
der Spitze – weit vor Frankreich, den Niederlanden oder dem 
Vereinigten Königreich; vgl. Erhard Blankenburg, Europäische 
Justizindikatoren: Budgets der Justiz, Richter und Rechtsanwälte, 
in: Michelle Cottier/Josef Estermann/Michael Wrase (Hrsg.), Wie 
wirkt Recht?, Baden-Baden 2010, S. 61–90, hier S. 70 ff.
06	 Vgl. World Justice Project, Rule of Law Index 2020, Wa-
shington, D. C. 2020, S. 6 f.
07	 Vgl. Alexander Graser, Zugang zum Recht: Kein Thema für 
die deutsche (Sozial-)Rechtswissenschaft?, in: Zeitschrift für aus-
ländisches und internationales Arbeits- und Sozialrecht 1/2020, 
S. 13–30, hier S. 15. 

Befassung von Gerichten – also die tatsächlichen 
Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der 
Rechtsinstanzen – scheint damit aus dem Blickfeld 
der Gewährleistung zu fallen. Allerdings nicht 
vollständig: So hat das Bundesverfassungsge-
richt das Gebot der „weitgehenden Angleichung 
der Situation von Bemittelten und Unbemittel-
ten bei der Verwirklichung des Rechtsschutzes“, 
insbesondere durch8910111213 Prozesskostenhilfe, 14 entwi-
ckelt und dieses auch auf den außergerichtlichen 
Bereich der Beratungshilfe bei Inanspruchnahme 
von Anwält:innen erstreckt. 15 Entlang des Gleich-
heitsartikels konsequent weitergedacht müsste 
dies bedeuten, dass auch (faktische) Benachteili-
gungen im Sinne von Art. 3 Abs. 3 GG aufgrund 
des Geschlechts, rassistischer Zuschreibungen 
(der „Rasse“), 16 der Herkunft oder des Glaubens 
sowie ähnlicher diskriminierungsrelevanter Merk-
male beim tatsächlichen Zugang zu Rechtsinstan-
zen zumindest abgefedert werden müssten. 17

Das wird noch deutlicher beim Blick auf die 
menschenrechtliche Gewährleistung des gleichen 
Rechtszugangs. Hier beziehen sich die vertragli-
chen Umsetzungspflichten ausdrücklich auf die 
faktische Wirksamkeit, also die reale Zugänglich-
keit der Rechtsinstanzen für alle Betroffenen. Die 
Vertragsstaaten sind verpflichtet, effektive Me-
chanismen und Verfahren für Beschwerden bei 

08	 Vgl. Susanne Baer, Rechtssoziologie, Baden-Baden 20214, 
§ 7; Hubert Rottleuthner, Einführung in die Rechtssoziologie, 
Darmstadt 1987, S. 78 ff.
09	 Vgl. Lima/Gomez (Anm. 4), S. 2; Rudolf (Anm. 1), S. 2 f., 
jeweils mit weiteren Nachweisen.
10	 Vgl. Janneke H. Gerards/Lize R. Glas, Access to Justice in 
the European Convention on Human Rights System, in: Nether-
lands Quarterly of Human Rights 1/2017, S. 11–30.
11	 Siehe Christiane Schmaltz, Rechtliches Gehör – Garant für 
den Zugang zum Recht?, in: Kritische Justiz 3/2016, S. 317–320, 
hier S. 318 f., mit weiteren Nachweisen.
12	 Vgl. Rudolf (Anm. 1), S. 10 ff.; Lima/Gomez (Anm. 4), S. 3.
13	 Vgl. BVerfGE 85, 337 (345); 107, 395 (406 f.); ständige 
Rechtsprechung; zusammenfassend Hans D. Jarass/Bodo Pieroth 
(Hrsg.), Grundgesetz Kommentar, München 202016, Art. 20, 
Rn. 128 ff.
14	 Grundlage ist Art. 3 Abs. 1 GG i. V. m. Art. 19 Abs. 4, 
Art. 20 Abs. 3 GG; vgl. BVerfGE 56, 139 (144); 81, 347 (356); 
117, 163 (187); ständige Rechtsprechung.
15	 Grundlegend BVerfGE 122, 39 (50).
16	 Vgl. zur Problematik des Rassebegriffs im (deutschen) Recht 
ausführlich Doris Liebscher, Rasse im Recht – Recht gegen Ras-
sismus. Genealogie einer ambivalenten rechtlichen Kategorie, 
Berlin 2021.
17	 Zu den speziellen Diskriminierungsverboten siehe etwa An-
gelika Nußberger, Art. 3, in: Michael Sachs (Hrsg.), Grundgesetz 
Kommentar, München 20219, Rn. 238a-252.

http://www.bundesjustizamt.de/DE/Themen/Buergerdienste/Justizstatistik/Justizstatistik_node
http://www.bundesjustizamt.de/DE/Themen/Buergerdienste/Justizstatistik/Justizstatistik_node
https://doi.org/10.1007/978-3-319-95960-3_1
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Rechtsverletzungen vorzusehen. 18 Damit wen-
det sich die Perspektive von einem primär for-
malen, justizbezogenen Verständnis hin zu den 
tatsächlichen Rechtsbedarfen (legal needs) und 
deren wirksamer Adressierung durch juristische 
Instanzen – die Responsivität des Rechtssys-
tems. 19 Denn Rechte, die auf dem Papier einge-
räumt werden, sind nichts wert, wenn sie von den 
Rechteinhaber:innen nicht in der Realität, gege-
benenfalls mithilfe der rechtsstaatlichen Instan-
zen, durchgesetzt werden können. Allerdings 
geht etwa die OECD davon aus, dass gerade für 
arme und marginalisierte gesellschaftliche Grup-
pen, die in besonderer Weise auf die Durchset-
zung ihrer Rechte angewiesen sind, regelmäßig 
erhebliche Barrieren beim Zugang zum Recht 
existieren. 20 Diese menschenrechtlich und rechts-
staatlich begründete Perspektive auf Barrieren 
des Rechtszugangs stellt eine unmittelbare Ver-
bindung zwischen normativem Anspruch und 
der empirischen Forschung zur Rechtsmobilisie-
rung her.

FORSCHUNG ZUR 
MOBILISIERUNG VON RECHT

Während die Forschungen zur Rechtsmobilisie-
rung im deutschsprachigen Raum – im Zusam-
menhang mit der „Krise“ der Rechtssoziologie 21 
– spätestens in den 1990er Jahren weitgehend zum 
Stillstand gekommen sind, wurden im internatio-
nalen, vor allem anglo-amerikanischen Kontext der 
„Law & Society-Forschung“ beziehungsweise der 
„Socio-Legal Studies“ relevante empirische Studi-
en durchgeführt und theoretische Einsichten ent-
wickelt. Wenn im Folgenden überblicksartig auf 
diesen Forschungsstand Bezug genommen wird, 
so gilt dies natürlich immer mit der Einschrän-
kung, dass sich die Kontextbedingungen der je-
weiligen Rechtssysteme und -kulturen (legal cul-
tures) teilweise erheblich unterscheiden und eine 
Verallgemeinerung oder Übertragung auf das deut-

18	 Vgl. Rudolf (Anm. 1), S. 11 f.; Lima/Gomez (Anm. 4), S. 5 ff.
19	 Zum Konzept der Responsivität siehe OECD (Hrsg.), Equal 
Access to Justice. OECD Roundtable Background Notes, Paris 
2015; OECD/Open Society Foundations (Hrsg.), Understanding 
Effective Access to Justice, Paris 2016.
20	 Vgl. OECD (Anm. 19).
21	 Vgl. hierzu Michael Wrase, Rechtssoziologie und Law 
and Society. Die deutsche Rechtssoziologie zwischen Krise 
und Neuaufbruch, in: Zeitschrift für Rechtssoziologie 2/2006, 
S. 289–312.

sche Rechtssystem nicht immer eins zu eins mög-
lich ist. 22 Bislang gibt es allerdings keine Hinweise 
darauf, dass Faktoren und Barrieren des Rechts-
zugangs in Deutschland generell von anderen 
Ländern abweichen, jedenfalls soweit die spezifi-
schen institutionellen Ausprägungen des hiesigen 
Rechts- und Justizsystems berücksichtigt werden. 

In der internationalen Forschung zur Rechts-
mobilisierung lassen sich im Wesentlichen zwei 
Stränge ausmachen. 23 Der vor allem in der Soziolo-
gie und Ethnologie verortete Strang befasst sich mit 
den Bedingungen der Mobilisierung von individu-
ellen oder kollektiven Rechten durch betroffene 
Bürger:innen, Unternehmen oder Organisationen 
in unterschiedlichen sozialen Kontexten, wobei 
mitunter – im Zusammenhang mit der Ungleich-
heitsforschung – der Rechtszugang von margina-
lisierten Personen(-gruppen) einen Fokus bildet. 24 
Der zweite Strang, der seit den 1990er Jahren er-
heblich an Bedeutung gewonnen hat, ist demgegen-
über stärker politikwissenschaftlich motiviert. Hier 
richtet sich die Perspektive auf das Handeln von 
kollektiven Akteuren und Bewegungen (social mo-
vements), die das Recht zur Durchsetzung von po-
litischen und sozialen Veränderungen nutzen (wol-
len). 25 Fallstudien betreffen etwa Antirassismus-, 
Lohngleichheits- oder LGBTQI-Bewegungen 
oder auch Organisationen, die für die soziale Aner-
kennung und Rechte von Geflüchteten kämpfen. 26 

22	 Zum weit gefassten rechtssoziologischen Konzept der 
Rechtskultur („Legal Culture“) siehe Roger Cotterrell, The Concept 
of Legal Culture, in: David Nelken (Hrsg.), Comparing Legal Cul-
tures, Dartmouth 1997, S. 13–32, hier S. 17 ff.; Sally Engle Merry, 
What is Legal Culture? An Anthropological Perspective, in: David 
Nelken (Hrsg.), Using Legal Culture, London 2012, S. 52–73.
23	 Zusammenfassend Lisa Vanhala, Legal Mobilization, 
in: Oxford Bibliographies, Oxford 2018, www.oxfordbiblio-
graphies.com/view/document/obo-9780199756223/obo-
9780199756223-0031.xml.
24	 Vgl. Calvin Morrill/Mayra Feddersen/Stephen Rushin, Law, 
Mobilzation of, in: International Encyclopedia of the Social and 
Behavioral Sciences, Bd. 13, Amsterdam 20152, S. 590–597; Ro-
ger Cotterrell, The Sociology of Law, London u. a.19922, S. 250 ff.
25	 Grundlegend etwa Stuart A. Scheingold, The Politics of 
Rights: Lawyers, Public Policy and Political Change, New Haven 
1974; Frances K. Zemans, Legal Mobilization: The Neglected 
Role of the Law in the Political System, in: American Political 
Science Review 3/1983, S. 690–703; Charles R. Epp, The Rights 
Revolution. Lawyers, Activists, and Supreme Courts in Compara-
tive Perspective, Chicago 1998.
26	 Vgl. Vanhala (Anm. 23), mit etlichen Nachweisen; zusam-
menfassend Gesine Fuchs, Rechtsmobilisierung. Rechte kennen, 
Rechte nutzen und Recht bekommen, in: Christian Boulanger/
Julika Rosenstock/Tobias Singelnstein (Hrsg.), Interdisziplinäre 
Rechtsforschung, Wiesbaden 2019, S. 243–256.

http://www.oxfordbibliographies.com/view/document/obo-9780199756223/obo-9780199756223-0031.xml
http://www.oxfordbibliographies.com/view/document/obo-9780199756223/obo-9780199756223-0031.xml
http://www.oxfordbibliographies.com/view/document/obo-9780199756223/obo-9780199756223-0031.xml
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Die beiden skizzierten Forschungssträn-
ge stehen nicht isoliert nebeneinander. Sie ha-
ben einen gemeinsamen Ursprung in der Mo-
bilisierungsforschung der 1960er und -70er 
Jahre 27 und zeigen auch heute vielfache Über-
schneidungen und Verknüpfungen. Eine feh-
lende Mobilisierung von subjektiven Rechten 
durch Betroffene hängt mitunter mit strukturel-
len ökonomischen oder sozialen Problemen in 
einer Gesellschaft zusammen. Insoweit können 
individuelle Rechtsmobilisierung und kollekti-
ve Interessenvertretung, auch im politischen Be-
reich, Hand in Hand gehen. 28 Das lässt sich etwa 
für die Mieter:innenbewegungen in Großstädten 
wie Berlin zeigen, die sich gegen steigende Mie-
ten und der damit einhergehenden Verknappung 
bezahlbaren Wohnraums richten. 29 Eine Studie 
zur Rechtsmobilisierung von Grundsicherungs
empfänger:innen nach SGB  II („Hartz  IV“) ist 
2021 der Frage nachgegangen, in welchem Zu-
sammenhang die individuelle Rechtsmobilisie-
rung von Leistungsempfänger:innen zur Or-
ganisation von Interessen und dem kollektiven 
Handeln von Erwerbsloseninitiativen und Ge-
werkschaften steht. 30 Sie kommt zu dem Ergeb-
nis, dass die hohe Mobilisierungs- und Klagera-
te vor den Sozialgerichten zwar einen relevanten 
Informations- und Öffentlichkeitseffekt zeigte, 
jedoch nicht zu einer kollektiv-politischen Mo-
bilisierung der betroffenen Gruppe, sondern 
eher zu einer „Konservierung“ des bestehenden 
Klassenkonflikts beigetragen hat. 31 

RECHTSMOBILISIERUNG  
IM VORFELD DER JUSTIZ

Unter welchen Umständen mobilisieren Bür
ger:innen ihre Rechte, wann rufen sie Rechts-
instanzen und Gerichte an – und wann nicht? 
Größere quantitative Erhebungen innerhalb der 
vergangenen Dekaden, die einigermaßen ver-

27	 Für die Forschung der 1960er bis 1980er Jahre immer noch 
lesenswert: Rottleuthner (Anm. 8), S. 95 ff.
28	 Siehe bereits Blankenburg (Anm. 2), S. 55 f.
29	 Vgl. Andrej Holm et al., Die Verfestigung sozialer Wohnver-
sorgungsprobleme. Entwicklung der Wohnverhältnisse und der 
sozialen Wohnversorgung von 2006 bis 2018 in 77 deutschen 
Großstädten, Hans Böckler Stiftung, Working Paper Forschungs-
förderung 217/2021, S. 42.
30	 Vgl. Ulrike A. C. Müller, Protest und Rechtsstreit, Baden-
Baden 2021.
31	 Vgl. ebd., S. 449 ff.

allgemeinerungsfähige Aussagen ermöglichen, 
liegen zu England und Wales (1999), den Nie-
derlanden (2004) sowie Kanada (2009) vor. 32 
In repräsentativen Zufallsstichproben wurden 
Bürger:innen gefragt, inwiefern sie in den ver-
gangenen Jahren mit justiziablen (also grund-
sätzlich juristisch einklagbaren) Problemen 
konfrontiert waren und wie sie damit umgegan-
gen sind – ob sie überhaupt tätig geworden sind, 
ob sie eine informelle Lösung gesucht, Rechts-
rat eingeholt oder Gerichte in Anspruch ge-
nommen haben. In Bestätigung der bisherigen 
Forschung hat sich gezeigt, dass nur ein Bruch-
teil der grundsätzlich einklagbaren Ansprüche 
bis vor die Gerichte gelangt; die Zahlen schwan-
ken je nach Problem und Rechtsbereich zwi-
schen 3 und 13 Prozent. 33 Das ist weder über-
raschend noch per se problematisch, denn selbst 
ein weit ausgebautes und personell gut ausge-
stattetes Justizsystem wie in Deutschland wäre 
nicht in der Lage, jedes justiziable Problem zu 
bearbeiten. Insoweit werden auch in der rechts-
soziologischen Forschung weniger klagefreudi-
ge und gerichtsorientierte Rechtskulturen mit 
Blick auf die Rechtsdurchsetzung grundsätz-
lich nicht schlechter bewertet. 34 Hier setzt auch 
die seit den 1970er Jahren zunehmende Kri-
tik an der justizbezogenen Rechtsbedarfsfor-
schung an. 35 Nach diesem breiteren Verständnis 
wird der Zugang zum Recht auch dann effek-
tiv gewährleistet, wenn Probleme außergericht-
lich durch individuelle Aushandlungen, Inan-
spruchnahme von Rechtsberatung, rechtlicher 
Vertretung durch Anwält:innen oder Organi-
sationen, Schiedsstellen oder ähnliches im Sin-
ne der Rechteinhaber:innen befriedigend gelöst 
werden können. 36 Insofern fällt einem effekti-
ven Justiz- und Gerichtssystem ein „Schatten“ 
voraus, innerhalb dessen die Akteur:innen – 
mit Blick auf eine bestimmte Gesetzeslage oder 

32	 Vgl. Hazel Genn, Paths to Justice: What People Do and 
Think About Going to Law, Oxford–Portland 1999; Ben C. J. van 
Velthoven/Marijke ter Voert, Paths to Justice in the Netherlands. 
Looking for Signs of Social Exclusion, Leiden 2004; Ab Currie, 
The Legal Problems of Everyday Life, in: Rebekka Sandefur 
(Hrsg.), Access to Justice, Bingley 2009, S. 1–41.
33	 Das steht in Übereinstimmung mit den älteren Studien, vgl. 
Cotterrell (Anm. 24), S. 254; Blankenburg (Anm. 2), S. 30 ff., 
S. 50.
34	 Vgl. Blankenburg (Anm. 5). 
35	 Vgl. hierzu Currie (Anm. 32), S. 7.
36	 Vgl. Rudolf (Anm. 1), S. 11 f.; OECD (Anm. 19), S. 12 ff.
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Praxis der Rechtsprechung – Rechtsprobleme 
ohne einen Gang vor Gericht behandeln und 
beilegen. 37 

Allerdings kann eine sozial besonders un-
gleiche Inanspruchnahme des formellen Justiz-
systems durchaus als Indiz für eine Verletzung 
des Rechts auf gleichen Rechtszugang angesehen 
werden. Erwiese sich die Justiz in den bekann-
ten Worten Erhard Blankenburgs hauptsächlich 
als ein „Dienstleistungsbetrieb für die Geschäfts-
welt“ 38 und bliebe sie für benachteiligte Bevöl-
kerungsgruppen weithin unzugänglich, würde 
sie ihrer rechtsstaatlichen und menschenrechtli-
chen Funktion nicht gerecht. So zeigt zum Bei-
spiel die Studie für Kanada, dass gesellschaftlich 
benachteiligte Personengruppen wie Migrant:
innen, indigene Personen, Menschen mit geringer 
Schulbildung und/oder geringem Einkommen 
im Unterschied zu privilegierteren Menschen 
mit höherer Wahrscheinlichkeit keine Mobilisie-
rungsschritte gegen wahrgenommene oder tat-
sächliche Barrieren beim Zugang zu Unterstüt-
zungsangeboten ergreifen. 39 Ähnliche Ergebnisse 
zeigten sich auch in der Studie für England und 
Wales, in der Ende der 1990er Jahre festgestellt 
wurde, dass Merkmale wie geringes Einkommen 
und niedrige Schul- und Hochschulbildung die 
Wahrscheinlichkeit für die Personen, Maßnah-
men gegen Probleme zu ergreifen, maßgeblich 
verringert. 40 

Auch wenn es in den bestehenden Studien 
zum Zugang zum Recht keine tiefgehenden Ana-
lysen in Bezug auf die soziale Kategorie „race“ 
oder „Ethnizität“ gibt, weisen beide Studien zu-
dem darauf hin, dass nicht-weiße Personen in den 
betreffenden Staaten seltener Recht in Anspruch 
nehmen und es spezifische Barrieren gibt, die dies 
verhindern, ohne jedoch genauer auf dahinter lie-
gende Mechanismen oder Strukturen einzuge-
hen. 41 Hier erscheint es für die rechtsoziologische 
Forschung ratsam, auch Perspektiven der Critical 
Race Theory (CRT) bei der Bewertung von em-
pirischen Erkenntnissen zur Rechtsmobilisierung 
heranzuziehen. So bezeichnet die CRT das Recht 

37	 Grundlegend Robert Mnookin/Lewis Kornhauser, Bargain
ing in the Shadow of the Law, in: The Yale Law Journal 5/1979, 
S. 950–997; vgl. auch Morrill/Feddersen/Rushin (Anm. 24), 
S. 595 f.
38	 Zitiert nach Rottleuthner (Anm. 8), S. 116.
39	 Vgl. Currie (Anm. 32), S. 13.
40	 Vgl. Genn (Anm. 32), S. 69.
41	 Vgl. Currie (Anm. 32) S. 243; Genn (Anm. 32), S. 13.

als „weißen“ Raum. 42 Diese Perspektive sollte in 
Studien zur Rechtsmobilisierung ernst genom-
men und die Inanspruchnahme von Recht durch 
von Rassismus betroffene Personen in Deutsch-
land empirisch untersucht werden.

KASKADEN DER 
RECHTSMOBILISIERUNG

Von einer Mobilisierung des Rechts im weite-
ren Sinne wird auf der ersten Stufe eines kaska-
denförmig zu denkenden Mobilisierungsschemas 
gesprochen, wenn bei einem grundsätzlich jus-
tiziablen Problem überhaupt auf Recht Bezug ge-
nommen, es also thematisiert wird. 43 Schon das 
ist voraussetzungsvoll, und die Forschung zeigt 
eindrücklich, dass bestehende Rechtspositionen 
den Betroffenen oft gar nicht bekannt sind – dass 
sie ihr soziales Problem also gar nicht als Rechts-
problem erkennen. 44 Eine Situation als potenziell 
rechtlich zu erkennen, setzt Rechtskenntnis und 
Rechtsbewusstsein voraus. 45

Es kommt dabei auch maßgeblich auf die 
Art des Problems an. Sehen sich Personen einem 
staatlichen Rechtsakt ausgesetzt, etwa einem ab-
lehnenden Asylbescheid, einer Ordnungsmaß-
nahme oder der Versagung von Sozialleistungen, 
ist das Problem von vornherein „verrechtlicht“. 
Den betroffenen Personen bleibt hier also in der 
Regel keine andere Möglichkeit, als einen Rechts-
behelf zu ergreifen, also das Recht reaktiv zu mo-
bilisieren – oder, was in der weit überwiegenden 
Zahl der Fälle passiert, passiv zu bleiben und den 
staatlichen Rechtsakt hinzunehmen. 46 

Typische Problemlagen im Bereich des Pri-
vat- oder Arbeitsrechts, etwa Beschwerden von 
Verbraucher:innen über Produkte, Streitigkeiten 
zwischen Mieter:innen und Vermieter:innen über 
die Miethöhe oder Forderungen nach besseren 
Arbeitsbedingungen in einem Beschäftigungs-
verhältnis, verbleiben hingegen zunächst häu-
fig in einer nicht-rechtlichen Sphäre und setzen 

42	 Vgl. Iyiola Solanke, Where are the Black Lawyers in Germa-
ny?, in: Maureen Maisha Eggers et al. (Hrsg.), Mythen, Masken 
und Subjekte. Kritische Weißseinsforschung in Deutschland, 
Münster 2005, S. 179–188; Doris Liebscher/Juana Remus/Daniel 
Bartel, Rassismus vor Gericht: Weiße Norm und Schwarzes Wis-
sen im rechtlichen Raum, in: Kritische Justiz 2/2014, S. 135–151.
43	 Vgl. Blankenburg (Anm. 2), S. 41 ff.
44	 Vgl. Currie (Anm. 32), S. 7.
45	 Vgl. Baer (Anm. 8), § 7, Rn. 3 ff.
46	 Vgl. Blankenburg (Anm. 2), S. 42 f.
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mehrere aktive Stadien der Mobilisierung voraus. 
Nach einem gängigen Konfliktverarbeitungs- 
und Transformationsmodell 47 müssen individuel-
le Rechtsverletzungen zunächst erkannt und be-
nannt werden (naming), bevor eine Zuschreibung 
von Verantwortlichkeit erfolgen (blaiming) und 
schließlich ein Anspruch geltend gemacht wer-
den kann (claiming). 48 Die meisten Transforma-
tionskonzepte bedienen sich dieses Modells oder 
schlagen vergleichbare Differenzierungen vor. 
Und auch hier ist nicht überraschend: Die häu-
figste Form der Konfliktbewältigung besteht da-
rin, nichts zu tun (lumping). 49

Weitgehend einig ist sich die Forschung da-
rin, dass die Mobilisierung von Recht instrumen-
tell erfolgt, also von den Betroffenen strategisch 
eingesetzt wird. 50 Das sollte allerdings nicht dazu 
verleiten, Rechtsmobilisierung anhand vereinfa-
chender Rational-Choice-Modelle zu konzeptu-
alisieren, da die tatsächlichen Erfolgschancen für 
Laien schwer einzuschätzen sind und auch von 
strukturellen Bedingungen abhängen. Selbst bei 
einem aufgeklärten Rechtsbewusstsein – etwa da-
rüber, dass einer Beschäftigten konkrete Rech-
te gegenüber einem belästigenden Vorgesetzten 
zustehen – kann die Betroffene ihre Durchset-
zungschancen als gering einschätzen. Das Bei-
spiel macht deutlich, dass die subjektive Sicht-
weise auch auf der Verinnerlichung (oder völlig 
bewussten Antizipation) einer real existieren-
den strukturellen Asymmetrie zwischen Gesell-
schaftsgruppen (hier: Geschlechterungleichhei-
ten) beruhen kann. 51 

So wurde in der rechtssoziologischen For-
schung herausgearbeitet, dass bei fortbestehen-
den (engen) persönlichen Sozialbeziehungen 
eine Rechtsmobilisierung (in der Regel bereits 
die Thematisierung des Rechts) unterbleibt und, 
wenn überhaupt, erst mit beziehungsweise nach 
Beendigung der Sozialbeziehung (Kündigung des 
Arbeitsverhältnisses, Scheidung) erfolgt. Bei ein-

47	 Vgl. William L. F. Felstiner/Richard L. Abel/Austin Sarat, The 
Emergence and Transformaton of Disputes: Naming, Blaming, 
Claiming, in: Law & Society Review 3–4/1980–81, S. 631–54.
48	 Ebd., S. 631.
49	 Vgl. Morrill/Feddersen/Rushin (Anm. 24), mit weiteren 
Nachweisen.
50	 Vgl. Blankenburg (Anm. 2), S. 36 ff.
51	 Derartige Feststellungen dürfen aber zu keinen vereinfa-
chenden, geschlechterstereotypen Feststellungen führen, davor 
war (und ist!) die Rechtssoziologie nicht immun. Instruktiv hierzu 
Baer (Anm. 8), § 7, Rn. 12 ff.

maligen und anonymen Sozialbeziehungen (wie 
etwa Schadensersatzforderungen bei Verkehrs-
unfällen, Verbraucherproblemen oder Sozialleis-
tungsansprüchen) ist die Wahrscheinlichkeit der 
Rechtsmobilisierung höher, wenn ein fortbeste-
hendes Interesse vorhanden ist und die Erfolgs-
aussichten als gut eingeschätzt werden. 52 Dies 
zeigt auch, wie bedeutend für die faktische Zu-
gänglichkeit des Rechts und der Justiz die Res-
ponsivität des Rechtssystems auf die spezifischen 
Problemlagen ist, denen durch das Recht begeg-
net werden soll. 53 Ein Recht gegen sexuelle Be-
lästigung am Arbeitsplatz, das die Problemlage 
der betroffenen Beschäftigten – als Rechteinha
ber:innen – nicht in den Blick nimmt (Beweis-
probleme, drohende Viktimisierung und anderes 
mehr), wird nicht mobilisiert werden. Das gleiche 
gilt, wenn Rechtsinstanzen in Fällen von familiä-
rer Gewalt schwer zugänglich oder Verbraucher:
innenklagen mit teuren Gerichts- und Anwalts-
kosten verbunden sind. 

ONE SHOTTERS  
VS. REPEAT PLAYERS

In diesem Zusammenhang kann auch das Kon-
zept von Marc Galanter fruchtbar gemacht wer-
den, der 1974 in einer Studie feststellte, dass er-
folgreiche Akteur:innen im juristischen Feld vor 
allem „repeat players“, also „Wiederholungsspie
ler:innen“, sind. Diese verfügen über die notwen-
digen Ressourcen und Kenntnisse der Rechtspra-
xis, insbesondere der Entscheidungspraxis, und 
können sich darauf einstellen. Für sie kommt es 
auf das Ergebnis im Einzelfall nicht an. 54 Dem 
stehen „one-shotters“, also „Einmalstreiter:
innen“, gegenüber, die über geringe bis keine Er-
fahrung bei rechtlichen Auseinandersetzungen 
verfügen und deren eigene Ressourcen zu ge-
ring sind, um sich auf ein Verfahren mit für sie 
relativ ungewissem Ausgang einzulassen. 55 Die-
se nüchterne Analyse muss aber nicht zwangsläu-
fig zu dem Ergebnis führen, dass typische „one-

52	 Zusammenfassend Blankenburg (Anm. 2), S. 43.
53	 Vgl. Müller (Anm. 30), S. 183, mit weiteren Nachweisen.
54	 Vgl. Marc Galanter, Why the „Haves“ Come Out Ahead: 
Speculations on the Limits of Legal Change, in: Law & Society 
Review 1/1974, S. 95–160.
55	 Zusammenfassend Müller (Anm. 30), S. 180, die darauf 
hinweist, dass es sich um eine theoretische Analyse handelt, die 
aber heute in einer Vielzahl empirischer Studien Bestätigung 
findet; dazu auch Cotterrell (Anm. 24), S. 114.
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shotters“ wie Verbraucher:innen, Mieter:innen, 
Sozialleistungsempfänger:innen oder von Diskri-
minierung betroffene Personen bei der Rechts-
mobilisierung den Kürzeren ziehen müssen. Die 
asymmetrische Ausgangslage kann durch Zu-
gang zu „repeat players“ wie Verbraucherstel-
len, Gewerkschaften, Mieter:innenvereinen oder 
Antidiskriminierungsstellen ausgeglichen wer-
den, die die betroffenen Personen bei der Durch-
setzung ihrer Rechte unterstützen. 56 So betreten 
immer mehr Rechtsdienstleistende den Markt, 
die mit digitalen Formaten (legal tech) arbeiten 
und sich als „repeat players“ auf ähnliche bezie-
hungsweise typisierbare Rechtsprobleme, etwa 
im Mietrecht, oder auf die Bedarfe von Verbrau
cher:innen fokussieren. 57 Diese Rechtsdienstleis-
ter arbeiten weitgehend gebührenfrei und ver-
dienen am Erfolg, womit sie für viele Betroffene 
einen niedrigschwelligen Zugang zum Recht bie-
ten. 58 Ob59 dadurch die Hoffnungen auf einen ef-
fektiveren Rechtszugang auch für benachteiligte 
Personengruppen tatsächlich begründet sind, wie 
diese Angebote dafür gestaltet sein müssten und 
wie auch nicht-standardisierbare Rechtsproble-
me aufgegriffen werden können, ist ein weiteres 
Forschungsdesiderat in einem hoch dynamischen 
Feld.

FAZIT

Es lässt sich also festhalten, dass es deutliche Dis-
krepanzen zwischen dem rechtlichen Anspruch 
auf Zugang zum Recht und der tatsächlichen In-
anspruchnahme von Recht gibt. Internationale 
Studien haben aufgezeigt, dass Rechtsmobilisie-
rung ein komplexer Prozess ist, der mit verschie-
denen Hürden verbunden sein kann, die für ge-

56	 Vgl. Müller (Anm. 30), S. 194 f.; siehe etwa mit Blick auf 
Behindertenverbände Eva Kocher, Barrieren der Rechtsmo-
bilisierung, in: Felix Welti (Hrsg.), Rechtliche Instrumente zur 
Durchsetzung von Barrierefreiheit, Kassel 2013, S. 73–78.
57	 Vgl. Jens Wagner, Legal Tech und Legal Robots. Der 
Wandel im Rechtswesen durch neue Technologien und Künstliche 
Intelligenz, Wiesbaden 2020, S. 47 f.
58	 Vgl. Britta Rehder/Katharina van Elten, Legal Tech & Diesel-
gate. Digitale Rechtsdienstleister als Akteure der strategischen 
Prozessführung, in: Zeitschrift für Rechtssoziologie 1/2019, 
S. 64–86, hier S. 67 ff.
59	 Siehe dazu unsere laufende Studie zum „Rechtszugang 
in Berlin“ am Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung 
(WZB); weitere Informationen unter www.wzb.eu/de/forschung/
forschungsgruppe-​der-​praesidentin/forschungsgruppe/zugang-​
zum-​recht-​in-​berlin.

sellschaftlich verschieden positionierte Gruppen 
und Personen unterschiedlich hoch sind. Für 
Deutschland wiederum mangelt es an empiri-
schen Studien zum tatsächlichen Rechtszugang, 
was weitere Forschung dringend erforderlich 
macht. 59
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